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Zweites Gesetz über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Anpassung der Versorgungsbezüge nach § 56 des Bundesversor- 
gungsgesetzes entsprechend der Anpassung der Bestandsrenten 
in der Arbeiterrentenversicherung an die durchschnittliche Ent- 
wicklung der Löhne und Gehälter der Jahre 1965 bis 1967. 


B. Lösung 

Anhebung der in § 56 des Bundesversorgungsgesetzes näher 
bestimmten Leistungen um rund 5,5 v. H. 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Durch die Anpassung der Versorgungsbezüge ergeben sich im 
Haushaltsjahr 1971 Mehraufwendungen zu Lasten des Bundes in 
Höhe von 281 r 6 Millionen DM. Die Auswirkung auf die Folge- 
jahre 1972 bis 1974 beträgt (in Millionen DM): 

1972 1973 1974 

276,8 274,0 271,3 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes über die Anpassung der Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes (Zweites Anpassungsgesetz 
— KOV — 2. AnpG KOV — ) 

— Drucksache VI/798 — 


A. Bericht des Abgeordneten Glombig 


Der vorstehende Gesetzentwurf wurde in der Sit- 
zung des Deutschen Bundestages vom 26. Mai 1970 
federführend an den Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung und. gemäß § 96 GO an den Haushalts- 
ausschuß überwiesen. Der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung hat den Gesetzentwurf in seiner Sit- 
zung am 26. Mai 1970 beraten. 

Der Ausschuß hat sich dafür ausgesprochen, die 
Regierungsvorlage — Drucksache VI/798 — zu über- 
nehmen und zusätzlich in Artikel 3 des Gesetzent- 
wurfs (Übergangs- und Schlußvorschriften) eine Vor- 
schrift aufzunehmen, nach der die Erhöhungsbeträge 
auf Grund dieses Gesetzes, die für die Monate Ja- 
nuar bis einschließlich Mai 1971 zu leisten sind, für 
den genannten Zeitraum bei der Bemessung von 
Leistungen der Kriegsopferfürsorge unberücksichtigt 
bleiben. 

Der Entwurf sieht eine Anhebung der in § 56 des 
Bundesversorgungsgesetzes genannten Leistungen 
entsprechend dem Vomhundertsatz, um den die Be- 
standsrenten in der Arbeiterrentenversicherung an- 
gepaßt werden, mit Wirkung vom 1. Januar 1971 
vor, was einer Erhöhung um durchschnittlich 5,5 vom 
Hundert entspricht. 

Bei den Beratungen des Ausschusses wurden fol- 
gende Probleme besonders eingehend behandelt: 

1. Abrundung der einzelnen Rentenbeträge 

2. Auswirkungen der Erhöhung der Witwengrund- 
rente auf den Schadensausgleich 

3. Elternversorgung 


4. Nichtanrechnung von Erhöhungsbeträgen der 
Renten auf Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
in den Monaten Januar bis 1971. 

Hinsichtlich der Abrundung der einzelnen Ren- 
tenbeträge vertrat der Ausschuß die Auffassung, 
daß die bisherige Praxis nicht aufgegeben werden 
sollte, nur auf volle Deutsche Mark lautende Be- 
träge festzusetzen. 

Der von der Bundesregierung empfohlene Abrun- 
dungsmodus, Beträge unter 0,50 DM auf volle Deut- 
sche Mark nach unten und Beträge von 0,50 DM an 
auf volle Deutsche Mark nach oben abzurunden, 
wurde als annehmbar betrachtet, weil mögliche Ab- 
rundungsdifferenzen bei weiteren Anpassungen aus- 
geglichen werden. Im Rahmen des vorliegenden 
Entwurfs gilt dies vor allem für den unteren Wert 
des Pauschbetrages für den Kostenersatz nach § 15 
des Bundesversorgungsgesetzes (vgl. Artikel 1 Nr. 2 
des Entwurfs). 

Mit den Auswirkungen der Erhöhung der Witwen- 
grundrente auf den Schadensausgleich hat sich der 
Ausschuß auf der Grundlage der Stellungnahme des 
Bundesrates und der dazu abgegebenen Gegenäuße- 
rung der Bundesregierung eingehend befaßt. Die 
Minderung der Schadensausgleiche infolge Berück- 
sichtigung der erhöhten Grund- und Ausgleichs- 
renten wäre nach Ansicht der Bundesregierung im 
allgemeinen vermieden worden, wenn es möglich 
gewesen wäre, gleichzeitig auch die für die Ermitt- 
lung des Einkommensverlustes maßgebenden Durch- 
schnittsverdienste neu festzusetzen. Für die meisten 
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Durchschnittsverdienste erfolgt dies erst wieder am 

1. Januar 1971. Das wird zur Folge haben, daß nicht 
nur die bei Inkrafttreten des Ersten Anpassungs- 
gesetzes eingetretenen Minderungen wieder ausge- 
glichen werden, sondern auch mit darüber hinaus- 
gehenden Erhöhungen des Schadensausgleichs zu 
rechnen ist. Die hierfür in Betracht kommenden 
Witwen werden nicht nur eine Erhöhung ihrer Ge- 
samtversorgung um 5,5 v. H. erhalten, sondern in 
den Genuß einer weit höheren Verbesserung gelan- 
gen. 

Um jedoch bei weiteren Anpassungsgesetzen 
negative Auswirkungen zu vermeiden, hält es der 
Ausschuß für notwendig, die Bundesregierung in 
einer Entschließung zu ersuchen, Vorschläge für eine 
Harmonisierung der Anpassungsvorschriften auszu- 
arbeiten. 

Hinsichtlich der Elternversorgung vertritt der Aus- 
schuß die Auffassung, daß die Elternrenten im Zu- 
sammenwirken mit den Leistungen der Kriegsopfer- 
fürsorge, auf die ebenfalls ein Rechtsanspruch be- 
steht, den notwendigen Lebensunterhalt der Krie- 
gereltern sicherstellen sollen. Ob und inwieweit 
dieses Ziel nach den geltenen Vorschriften unter Be- 
rücksichtigung der Änderungen durch das vorlie- 


gende Zweite Anpassungsgesetz erreicht wird, 
konnte jedoch nicht abschließend beurteilt werden. 
Deshalb empfiehlt der Ausschuß, die Bundesregie- 
rung zu ersuchen, die diesbezüglichen Feststellungen 
zu treffen. 

Der Ausschuß hielt es für notwendig, analog der 
im Entwurf des 13. Rentenanpassungsgesetzes vor- 
gesehenen Regelung, die Erhöhungsbeträge auf 
Grund des Zweiten Anpassungsgesetzes für einen 
befristeten Zeitraum bei der Bemessung von Lei- 
stungen der Kriegsopferfürsorge anrechnungsfrei zu 
lassen. Er beschloß daher eine Ergänzung des Ge- 
setzentwurfs entsprechend dem Vorschlag, den der 
Bundesrat in Nr. 3 seiner Stellungnahme zum Re- 
gierungsentwurf gemacht und dem die Bundesregie- 
rung zugestimmt hat. 

Wegen der finanziellen Auswirkung des vorlie- 
genden Zweiten Anpassungsgesetzes wird auf Ab- 
schnitt III der Begründung der Bundesregierung 
(Drucksache VI/798 S. 8) Bezug genommen. Aller- 
dings erhöhen sich die für 1971 angegebenen Mehr- 
aufwendungen infolge der erwähnten Ergänzung des 
Entwurfs um 2 Millionen DM auf 281,6 Millionen 
DM. 


Bonn, den 27. Mai 1970 


Glombig 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/798 — mit 
der Maßgabe, daß in Artikel 3 § 1 folgender 
Absatz 4 angefügt wird: 

„(4) Erhöhungsbeträge, die für die Monate Ja- 
nuar bis einschließlich Mai 1971 auf Grund der 
Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten sind, 
bleiben für den genannten Zeitraum bei der Be- 
messung von Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
unberücksichtigt.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 


a) im Hinblick darauf, daß Witwen mit Anspruch 
auf Schadensausgleich anläßlich der Durch- 
führung des Ersten Anpassungsgesetzes nicht 
in den vollen Genuß der Erhöhung ihrer 
Grund- und Ausgleichsrente gekommen sind, 
Vorschläge für eine Harmonisierung der An- 
passungsvorschriften des Bundesversorgungs- 
gesetzes auszuarbeiten; 

b) zu prüfen, ob die Vorschriften über die 
Elternversorgung, insbesondere im Zusam- 
menwirken von Elternrente und Kriegsopfer- 
fürsorge, geeignet sind, den notwendigen Le- 
bensunterhalt der Kriegereltern sicherzu- 
stellen; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen und Eingaben für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 26. Mai 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Dr. Schellenberg Glombig 

Vorsitzender Berichterstatter 
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